






















3



6







24







 

Hausanschrift: 
BUND Sachsen 
Straße der  
Nationen 122 
09111 Chemnitz 
 

Bankverbindung: 
GLS Bank 
IBAN DE57 4306 0967 
1162 7482 01 
BIC GENODEM1GLS 

 

Spendenkonto: 
GLS Bank 
IBAN DE84 4306 0967 
1162 7482 00 
BIC GENODEM1GLS 
 

Vereinsregister: 
Chemnitz  
Registernummer:  
VR 783 
Steuernummer: 
215/140/00740 
 

Der BUND ist ein 
anerkannter 
Naturschutzverband nach § 
32 Sächsisches 
Naturschutzgesetz.  
Spenden sind 
steuerabzugsfähig. 

 

 

 

 

 

  

 
 
 

Gesunde Zukunft  
BUND Sachsen e.V. 
Regionalgruppe der 
Landkreise Bautzen, 
Görlitz, Sächsische Schweiz 

 
Fon 035201/ 816 335 
Fax 035201 / 816 336 
info@gesunde-zukunft.eu  
www.gesunde-zukunft.eu  
 

56

















Landkreis Sächsische Schweiz-Osterzgebirge 
Landratsamt 
 

 
 

Hinweis: Kein Zugang für elektronisch signierte sowie verschlüsselte elektronische Dokumente. Die Möglichkeit der verschlüsselten elektronischen Kommunikation besteht über die 
De-Mail-Adresse: kontakt@landratsamt-pirna.de-mail.de 
 Hauptsitz: Öffnungszeiten: Hinweis: 
Schloßhof 2/4  Montag 08:00 - 12:00 Uhr Außerhalb der Öffnungszeiten bleiben die  

Dienstgebäude des Landratsamtes geschlossen.  
Termine sind nach vorheriger Vereinbarung möglich. 

01796 Pirna 
 

Dienstag/Donnerstag 08:00 - 12:00 Uhr 
13:00 - 18:00 Uhr  

Telefon: +493501 515-0 (Vermittlung) Mittwoch Schließtag  
Internet: www.landratsamt-pirna.de Freitag 08:00 - 12:00 Uhr  

   

Bankverbindung: Ostsächsische Sparkasse Dresden - BIC: OSDDDE81XXX IBAN: DE12 8505 0300 3000 0019 20 USt-IdNr.: DE140640911 

 

  
 

┌              ┐ 
Landkreis Sächsische Schweiz-Osterzgebirge   Postfach 100253/54   01782 Pirna 

 
Stadt Heidenau 
Dresdner Str. 47 
01809 Heidenau 
 
 
nachrichtlich per E-Mail an: 
- Landesdirektion Sachsen  
- RPV Oberes Elbtal/Osterzgebirge 

 
nur per E-Mail an: 
stadtplanung@heidenau.de 

 Datum: 
Amt/Bereich: 
 
Ansprechpartner: 
Besucheranschrift: 
 
Gebäude/Zimmer: 
Telefon: 
Aktenzeichen: 
E-Mail: 

01.12.2023 
Stabsstelle Strategie und 
Kreisentwicklung 
Herr Mandl 
Schloßhof 2/4 
01796 Pirna 
EF/0.16 
03501 515 3234 
0004-14.6.28-621.4-160-09.0 
rew@landratsamt-pirna.de 

└              ┘ 
 
 
 
Bebauungsplan GS 04/1 „Schäferweg“, Stadt Heidenau – 2. Entwurf 
Verfahren nach § 13a BauGB, erneute Beteiligung der Behörden nach § 4 Abs. 2 BauGB 
i. V. m. § 4a Abs. 3 BauGB 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
hiermit übergebe ich Ihnen die Stellungnahme des Landratsamtes zu dem im Betreff genannten 
Vorhaben: 
 
 
A Votum: 
 
Aus bauleitplanerischer Sicht als auch aus Sicht der unteren Bauaufsichtsbehörde, der unteren 
Denkmalschutzbehörde, der unteren Wasserbehörde, der unteren Verkehrsbehörde sowie des 
Straßenbauamts bestehen gegenüber dem 2. Entwurf der 2. Änderung des Bebauungsplans Nach-
forderungen. 
 
Die geäußerten Einwände bzw. Forderungen sowie die geäußerten Anregungen und Hinweise sind 
in die Planunterlagen entsprechend einzuarbeiten. Art und Umfang entnehmen Sie bitte den nach-
folgenden Stellungnahmen der einzelnen Fachbereiche. 
 
 
B Ausgewertete Unterlagen: 
 
2. Entwurf des Bebauungsplans, bearbeitet durch das Planungsbüro Schubert, mit Posteingang 
per E-Mail am 20.10.2023 mit den Planteilen  
 
|1| Planteil A – Planzeichnung 
|2| Planteil B – Textliche Festsetzungen 
|3| Planteil C – Begründung 
 

mailto:rew@landratsamt-pirna.de
leuschel
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jeweils in der Planfassung vom 21.08.2023, sowie 
 
|4| Bebauungskonzept (Gestaltungsplan), i. d. F. v. 22.08.2023 
|5| Abflussermittlung, i. d. F. v. 09.10.2023 
|6] Versickerungsuntersuchung (Nachuntersuchung), i. d. F. v. 13.12.2021 
|7| Versickerungsuntersuchung, i. d. F. v. 25.01.2021 
|8| umweltbezogene Stellungnahmen 
 
 
C Stellungnahmen der Fachbereiche 
 
 
Regionalentwicklung 
 
In Bezug auf die Belange der Raumordnung wird auf die Stellungnahme des Regionalen Planungs-
verbandes Oberes Elbtal/Osterzgebirge sowie die der Landesdirektion Sachsen als obere Raum-
ordnungsbehörde verwiesen. 
 
 
Bauleitplanung 
 
1. Zur Planzeichnung – Kongruenz Planzeichnung und Planzeichenerklärung: 
 
In der Planzeichenerklärung sind unter dem Pkt. II bauordnungsrechtliche Festsetzungen „geneigte 
Dächer“ mit dem Planzeichen „GD“ aufgeführt. Jedoch gibt es dazu keine Eintragungen in der vor-
gelegten Planzeichnung zum 2. Entwurf. 
Gleichfalls verhält sich dies auch für die Aufführung „Gebäude bereits abgerissen“ unter dem Pkt. V 
Hinweise. 
Es ist allgemein stets darauf zu achten, dass die Planzeichnung und die Planzeichenerklärung 
vollständig kongruent zueinander sind. 
 
Des Weiteren sind die eingetragenen Linien zu den Denkmalen (Archäologisches Denkmal, Sach-
gesamtheit „Kammergut Sedlitz“, Einzelanlagen, Gartendenkmal) nicht eindeutig zuordenbar. Die 
Planzeichnung ist dahingehend zu überarbeiten.  
Vordergründig gemeint ist die umgrenzte Fläche mit einer braunen Linie mit der Bezeichnung „GD“ 
für Gartendenkmal. Auf eine eindeutige Darstellung im Rechtsplan ist aus Gründen der Eindeutig-
keit, Nachvollziehbarkeit und Vollziehbarkeit eines Bebauungsplans zwingend zu achten. 
So ist auch die Linie für das nachrichtlich übernommene archäologische Denkmal mit der Bezeich-
nung „AD“ in der Planzeichnung zu anzupassen. 
 
2. Zu den textlichen Festsetzungen – Zur Festsetzung Pkt. 1.2.1 Unterer Bezugspunkt: 
 
Die getroffene Festsetzung des unteren Bezugspunkts für die Höhe baulicher Anlagen ist weiter zu 
präzisieren. Es wird aus Sicht der Stabsstelle Strategie und Kreisentwicklung, Bereich Bauleitpla-
nung angenommen, dass hier als Bezugspunkt die Oberkante der Verkehrsfläche (Fahrbahn) die-
nen soll. Sofern dies zutreffend ist, sollte dies in der getroffenen Festsetzung für eine eindeutige 
Vollziehbarkeit ergänzt werden. 
 
Weiter ist zu ergänzen, dass zur Bestimmung der Bezugspunkte die ausgebaute bzw. die geplante 
Straßenhöhe maßgeblich ist, da die Verkehrsflächen auf die sich bezogen wird noch nicht existie-
ren (Planstraßen).  
„Auf eine Verkehrsfläche kann nach dem OVG Münster (Urt. v. 15.02.2012 – 10 D 46/10.NE) nicht 
Bezug genommen werden, wenn sie im Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses weder fertiggestellt 
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sind, noch der Bebauungsplan die Höhenlage dieser Verkehrsfläche festsetzt oder die Ausbaupla-
nung noch nicht abgeschlossen ist.“ (Söfker aus Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger BauGB 
Kommentar: § 18 BauNVO, Rn. 3a) 
 
Die getroffene Festsetzung ist dahingehend klarzustellen bzw. zu präzisieren. 
 
3. Zur Begründung: 
 
In der vorgelegten Begründung fehlt inhaltlich vollständig Pkt. 1 Planungsanlass und städtebauli-
ches Erfordernis. Die Seite auf der dieser Pkt. enthalten sein soll wird komplett als weiße Seite 
angezeigt. In der betreffenden Unterlage, die im zentralen Bauleitplanportal zur Einsichtnahme ein-
gestellt ist, ist ebenfalls nur eine komplett weiße Seite enthalten. Der Umstand lässt vermuten, dass 
bei der Datei an der Stelle ein Grafikfehler oder dergleichen vorliegt. 
 
Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB sind Bauleitpläne aufzustellen, wenn es die städtebauliche Entwicklung 
und Ordnung erfordert. Daraus ergibt sich automatisch die Notwendigkeit der plausiblen Darlegung 
des Planungserfordernisses. Die städtebauliche Rechtfertigung im Sinne des § 1 Abs. 3 BauGB 
stellt das Fundament für eine Bauleitplanung dar, wonach sich die gesamte Planung und das damit 
verbundene planerische Ziel stützen. Aus diesem Grunde ist dieser inhaltliche Punkt vor Satzungs-
beschluss des Bebauungsplans in der Begründung aufzunehmen. 
 
Des Weiteren ist die Seite 5 in der Begründung ebenfalls ohne Inhalt und nur als vollständig weiße 
Seite abgebildet. 
 
4. Redaktionelle Hinweise: 
 
In der Planzeichenerklärung des Planteils A ist unter dem Pkt. 6 die Bezeichnung zu dem Planzei-
chen für das „Pumpwerk“ verrutscht. 
 
 
Bauaufsicht und Bauordnungsrecht 
 
Aus bauordnungsrechtlicher Sicht ergeben sich zu dem vorgelegten Bebauungsplanentwurf fol-
gende Bedenken: 
 
Zu den Festsetzungen: 
 
1. Zu Pkt. 1.1.3 – Sondergebiet Kunst und Kultur: 
Die Fläche des Flurstücks 140/41 der Gemarkung Großsedlitz ist im Bebauungsplan als Sonder-
gebiet für Kunst und Kultur ausgewiesen. Am 01.06.2023 wurde für das Flurstück 140/41 der Ge-
markung Großsedlitz eine Baugenehmigung zur Errichtung eines Pflegeheims erteilt. Die Planung 
steht dazu im Widerspruch. 
 
2. Zu Pkt. 1.6 – Flächen, die mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu belasten sind: 
Sofern die mit GFLR1 gekennzeichnete Fläche als Erschließungsstraße genutzt werden soll, ist 
eine rechtlich gesicherte Erschließung nach § 2 Abs. 12 Sächsische Bauordnung (SächsBO) – Va-
riante 1 – herzustellen. In diesem Fall ist eine beschränkt persönliche Dienstbarkeit zugunsten der 
unteren Bauaufsichtsbehörde einzutragen. Andernfalls sollte die Fläche als öffentliche Verkehrs-
fläche ausgewiesen werden. 
 
Für die Flächen GFLR 1, GFLR 2, GFLR 3, LR 1 und LR 2 werden jeweils unterschiedliche Festle-
gungen getroffen, mit was die Flächen zu belasten sind. Es stellt sich die Frage, durch wen die 
Belastung erfolgt?  
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Eine Baulasteintragung (§ 2 Abs. 12 SächsBO – Variante 2) kann in diesem Fall nicht das richtige 
Mittel sein. Vielmehr ist eine Regelung im Grundbuch unter den Kriterien des § 2 Abs. 12 SächsBO  
– Variante 1 – vorzunehmen. Eine entsprechende Eintragung im Grundbuch muss vor Einreichung 
der Genehmigungsfreistellung bzw. des Bauantrags erfolgen, damit von einer gesicherten Erschlie-
ßung ausgegangen werden kann. 
 
Generell sollten die derzeit als Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung gekennzeichne-
ten Flächen als öffentliche Verkehrsflächen festgesetzt werden. Dies wäre im Übrigen auch un-
schädlich, insbesondere da der Schäferweg bereits im Bestand eine öffentliche Verkehrsfläche ist. 
Ein Nachweis der gesicherten Erschließung im Rahmen einer Genehmigungsfreistellung gestaltet 
sich ansonsten schwierig und verfehlt den Zweck einer verbindlichen Bauleitplanung. Andernfalls 
gilt dasselbe wie bereits erläutert – Nachweis der rechtlichen Sicherung gemäß § 2 Abs. 12 
SächsBO – Variante 1. Nachträgliche Baulasteintragungen oder Grunddienstbarkeiten sind nicht 
Zweck einer verbindlichen Bauleitplanung, über die grundsätzlich Baurecht hergestellt wird. 
 
3. Pkt. 1.9 – Nutzungsbeschränkung mit aufschiebender Bedingung: 
Die Nutzungsbeschränkung mit aufschiebender Bedingung ist dahingehend anzupassen, dass 
diese sich auf neu zu errichtende bzw. zukünftige Gebäude mit Wohnnutzung bezieht. Bereits vor-
handene Gebäude mit Wohnnutzung sollten davon nicht erfasst werden. 
 
4. Pkt. 2.1.2 – Dacheindeckung und Pkt. 2.1.4 – Photovoltaikanlagen auf Dachflächen: 
Zugelassen werden sowohl rottonige als auch anthrazitfarbene Dachziegel, Dachsteine und Schie-
fer. Photovoltaikanlagen sollen jedoch nur auf anthrazitfarbenen Dacheindeckungen zugelassen 
werden. Diese Festsetzungen stehen zum Teil im Widerspruch. 
Darüber hinaus ist zu beachten, dass im geplanten Gebiet bereits Gebäude mit rottonigen Dach-
eindeckungen vorhanden sind. Der Bestand dieser Gebäude kann nicht unberücksichtigt bleiben. 
Die Festsetzung kann dahingehend nicht zu Einschränkungen führen. Vielmehr gehen mit einer 
derartigen Festsetzung Anträge auf Befreiung einher, was wiederum nicht Ziel der Planung sein 
darf. 
Die Festsetzung unter Pkt. 2.1.4 ist dahingehend zu überdenken und entsprechend zu überarbei-
ten. 
 
5. Pkt. 2.3.3 – Grundstückseinfriedungen: 
Es wird festgelegt, dass entlang der öffentlichen Straße und Wege Zäune bis maximal 1,50 m Höhe 
zulässig sind. Wiederum werden geschlossene Grundstückseinfriedungen, Stabgitterzäune und 
Maschendrahtzäune entlang der öffentlichen Straße und Wege für unzulässig erklärt. 
Es ist zu konkretisieren, welche Art von Zäunen mit einer maximal zulässigen Höhe von 1,50 m 
von der Festsetzung erfasst werden. 
 
 
Denkmalschutz 
 
Grundsätzlich bestehen aus Sicht des Denkmalschutzes keine Einwände zur städtebaulichen Neu-
ordnung des Areals und zu den planerisch getroffenen Festsetzungen hinsichtlich der Größe, An-
ordnung und bauordnungsrechtlichen Gestaltung der geplanten Bebauung. 
 
Im Bebauungsplanentwurf Stand 2. Fassung vom 21.08.2023 wurde unter Hinweis Pkt. 3.1 ausrei-
chend auf die Belange der Archäologie hingewiesen und die entsprechenden Genehmigungspflich-
ten gemäß § 14 Sächsisches Denkmalschutzgesetz (SächsDSchG). Die in der Denkmalliste ein-
getragenen Kulturdenkmale (einschließlich Sachgesamtheit „Kammergut Sedlitz“ auf aktuellem 
Stand der Erfassung) wurden in der Planzeichnung nachrichtlich übernommen. 
 
Sowohl in textlichen Festsetzungen (Planteil B), hier unter Pkt. 3. Hinweise, als auch in der Be-
gründung (Planteil C) Stand 2. Fassung vom 21.08.2023 (i. V. m. der Planzeichnung (Planteil A) 
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sowie dem Gestaltungsplan) werden die Belange des Denkmalschutzes noch nicht in ausreichen-
dem Maße berücksichtigt und es sind demzufolge noch Ergänzungen bzw. Klarstellungen vorzu-
nehmen. 
Wie in der Begründung ausgeführt, befindet sich der Geltungsbereich des Bebauungsplans in einer 
zentralen und sensiblen Lage am „Barockgarten Großsedlitz“. Mit der Planung ist zu gewährleisten, 
dass die neu zu errichtende Bebauung als geregelte Ergänzung bzw. Weiterentwicklung der histo-
rischen Bebauungsstruktur wahrnehmbar ist, sich von dieser nicht mehr als zwingend erforderlich 
absetzt und damit über die durchschnittlichen gestalterischen Anforderungen an ein normales neu 
erschlossenes Wohngebiet anderenorts hinausgeht. Ferner muss im besonderem Maße dabei 
auch dem Umgebungsschutz der Kulturdenkmale Rechnung getragen werden, insbesondere bei 
Neubebauungen auf direkt angrenzenden Flächen/Flurstücken.  
 
Bei der erfolgten Überplanung des gesamten Areals, hier im besonderem der Flurstücksfläche 
140/40 der Gemarkung Großsedlitz als Sachgesamtheitsbestandteil, sollten seitens der Stadt Hei-
denau weiterhin Überlegungen zur zukünftigen Neugestaltung des Eingangs zum Barockgarten 
(Kulturdenkmal mit bekanntem, besonders hohen Denkmalwert und Bedeutung weit über Sachsen 
hinaus) möglichst offengehalten werden. 
Der jetzigen „vorschnellen Tatsachenschaffung“ – Ausweisung nördliche Teilfläche des Flurstücks 
140/40 (oberhalb RRB) als Allgemeine Wohngebietsfläche (WA), Baufenster für Einzel-und Dop-
pelhäusererrichtung/Einzelhausdarstellung mit 1-2 Vollgeschossen (im Gestaltungsplan) – wird 
seitens der unteren Denkmalschutzbehörde nicht zugestimmt.  
 
Mit dem vorliegenden Planentwurf wird die Fortführung des Abstimmungsprozesses mit den Denk-
malbehörden zu alternativen Erschließungsmöglichkeiten für den Barockgarten als auch die wei-
terhin notwendige Planungsfortführung verkehrliche Erschließung „Schäferweg“ blockiert und somit 
auch die Chance für eine funktionelle bzw. kulturelle Aufwertung dieses Bereichs zwischen dem 
Friedrichschlösschen und dem ehemaligen Kammergutareal genommen.  
 
Der verkehrlichen Erschließung des Schäferweges mit Abschluss eines Wendehammers wird sei-
tens der unteren Denkmalschutzbehörde nicht zugestimmt, da dies im Hinblick auf neue Nutzun-
gen/Wiedererrichtung Gebäude D2 (BG vorhanden) zu Einschränkungen unmittelbar an die Bauli-
nie des Kammergutes führen würde (u. a. für Feuerwehr/Rettungsdienst).  
Wenn bei der weiteren Planung insbesondere im Bereich dieses Kulturdenkmals (Sachgesamtheit 
„Kammergut Sedlitz“) eine mögliche Verlagerung des Wendehammers in Richtung Teilfläche Flur-
stück 140/40 nicht weiterbetrachtet würde, ist damit auch eine angemessene bauliche Entwicklung 
und Freiflächennutzung in der Hauptfront des Kammergutes in Frage gestellt. 
 
Auf Grund der unmittelbaren Lage des Baugebiets zum Barockgarten sollten auch zur Beleuchtung 
der Gebäude, Wege und Plätze klare vollziehbare Festsetzungen getroffen werden, um die Siche-
rung minimaler Sichtachsenbeeinträchtigungen zu gewährleisten. 
 
Unter „3. Hinweis, 3.1 Denkmalschutz/Archäologie“ im Planteil B sind einige Präzisierungen und 
Klarstellungen erforderlich, u. a. im Hinblick auf den (auch) zu berücksichtigenden Umgebungs-
schutz von Kulturdenkmalen gemäß § 12 Abs. 2 SächsDSchG, hier hinsichtlich der Genehmi-
gungspflichten/ Verfahrensbeteiligungserfordernisse in den zu erwartenden Baugenehmigungsver-
fahren für neue umgebende Gebäude bzw. bauliche Anlagen als auch für baugenehmigungsfreie 
Maßnahmen in der Sachgesamtheitsfläche. 
 
Zwischen dem 1. und 2. Absatz sind die untenstehend folgenden Rechtsgrundlagentexte zu über-
nehmen: 
 
„Gemäß § 12 Abs. 1 SächsDSchG darf ein Kulturdenkmal nur mit Genehmigung der Denkmal-
schutzbehörde „wiederhergestellt oder instandgesetzt“, „in seinem Erscheinungsbild oder seiner 
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Substanz verändert oder beeinträchtigt“, „mit An- und Aufbauten, Aufschriften oder Werbeeinrich-
tungen versehen“, „aus einer Umgebung entfernt“, „zerstört oder beseitigt“ werden. 
Gemäß § 12 Abs. 2 SächsDSchG dürfen bauliche oder garten- und landschaftsgestalterische An-
lagen in der Umgebung eines Kulturdenkmals, soweit sie für dessen Erscheinungsbild von erheb-
licher Bedeutung sind, nur mit Genehmigung der zuständigen Denkmalschutzbehörde errichtet, 
verändert oder beseitigt werden. Andere Vorhaben in der Umgebung eines Kulturdenkmales be-
dürfen dieser Genehmigung, wenn sich die bisherige Grundstücksnutzung ändern würde“. 
Direkt daran anschließend ist noch folgender Satz mit einzufügen: 
„Aus Gründen des Umgebungsschutzes (§ 12 Abs. 2 SächsDSchG) sind somit auch alle baulichen 
Ergänzungen im unmittelbaren Umfeld von Kulturdenkmalen mit den Denkmalbehörden abzustim-
men und genehmigungspflichtig.“ 
 
Die Planung ist entsprechend zu überarbeiten und die untere Denkmalschutzbehörde erneut zu 
beteiligen. 
Das Landesamt für Archäologie und das Landesamt für Denkmalpflege sind als Träger öffentlicher 
Belange am Planverfahren ebenfalls weiter zu beteiligen. 
 
 
Naturschutz 
 
Auch zu dem zweiten vorgelegten Bebauungsplanentwurf bestehen aus naturschutzrechtlicher und 
-fachlicher Sicht weiterhin keine Einwände. 
 
 
Forsthoheit 
 
Zu der Planung bestehen seitens der unteren Forstbehörde keine Einwände. 
 
 
Immissionsschutz 
 
Aus immissionsschutzrechtlicher und -fachlicher Sicht (Lärmschutz) kann der Planung zugestimmt 
werden. 
 
Begründung: 
Es ist davon auszugehen, dass die schalltechnischen Orientierungswerte gemäß DIN 18005-1 so-
wie die Immissionsgrenzwerte der 16. Bundes-Immissionsschutzverordnung (BImSchV) in dem 
Plangebiet eingehalten bzw. unterschritten werden. 
Die Aufteilung des Plangebiets in Mischnutzung, Wohnnutzung und Nutzung zu Sondergebieten 
entspricht dem Planungsgrundsatz, wonach die schalltechnischen Orientierungswerte benachbar-
ter Nutzungsarten um nicht mehr als 5 dB(A) differieren sollten. 
 
 
Gewässerschutz 
 
Zu dem Bebauungsplan bestehen aus der Sicht des Gewässerschutzes Einwände und Forderun-
gen. Die nachfolgenden Prüfanmerkungen und Hinweise sind zu berücksichtigen. 
 
1. Prüfanmerkungen: 
 
Es erfolgte in Hinblick auf die geordnete Ableitung von anfallendem Niederschlagswasser der neu 
zu versiegelten Flächen eine überschlägige Prüfung der nachfolgend benannten Unterlagen auf 
Plausibilität: 
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/1/ Entwurf 2. Fassung vom 21.08.2023 zum B-Plan GS 04/1 „Schäferweg“ (Heidenau OT 
Großsedlitz) 

/2/ Bodengutachten zur Versickerungsuntersuchung Planungsbüro Schubert GmbH & Co. KG/ 
Erdbaulaboratorium Dresden vom 13.12.2021 (Nachuntersuchung) 

 
Gemäß der Begründung zum Entwurf (Planteil C), Pkt. 6, 8 und 12 wurden verschiedene Varianten 
zur Bewirtschaftung und Entsorgung des im Rahmen der Erschließung des Baugebiets anfallenden 
Niederschlagswassers geprüft. Im Ergebnis der vorliegenden Bodengutachten ist eine Versicke-
rung auf den einzelnen Baugrundstücken nicht erlaubnisfähig, da gemäß den Versickerungsversu-
chen eine Versickerung kaum möglich und langfristig realisierbar ist. Zusätzlich liegen in weiten 
Teilen des Plangebiets Bodenbelastungen aufgrund der Vornutzung vor. Die Variante einer zent-
ralen Niederschlagswasserrückhaltung und -entsorgung wurde daher im Zuge der weiteren Pla-
nung favorisiert und weiterführend betrachtet. 
 
Die Sammlung und gedrosselte Ableitung des unbelasteten Niederschlagswassers soll über ein im 
Geltungsbereich des Bebauungsplans neu zu errichtendes Regenrückhaltebecken (RRB) auf Flur-
stück 140/40 Gemarkung Großsedlitz und den Teich im Hospital- und Schlösserbusch in die Vorflut 
erfolgen. 
 
Von der insgesamt 1,15 ha großen Fläche wird der Drosselabfluss auf 15 l/s begrenzt, woraus sich 
ein erforderliches Rückhaltevolumen von ca. 200 m³ ergibt. Gemäß der Entwässerungskonzeption 
wurde im Südosten des Plangebiets eine Fläche für die Rückhaltung von Regenwasser festgesetzt. 
Die Lage ergibt sich aus der topografisch niedrigsten Geländelage im Plangebiet und der Nachbar-
schaft zur vorhandenen Vorflut. Der Notüberlauf erfolgt der Geländetopografie entsprechend zum 
Teich auf Flst. 335. Das entspricht auch der derzeit vorhandenen Situation im Starkregenfall. 
 
Gemäß der Begründung zum Entwurf (Planteil C), Pkt. 11 wird die Flächenbilanz wie folgt angege-
ben: 
 
Größe des Plangebietes:   ca. 33.610 m² 
davon: 
Allgemeines Wohngebiet   ca. 20.000 m² 
Mischgebiet    ca. 5.385 m² 
Sondergebiet Kunst und Kultur ca. 3.380 m² 
Verkehrsflächen   ca. 2.270 m² 
Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung  ca. 980 m² 
Fläche für Ver-/Entsorgung (RRB, Abfallbehälter)  ca. 645 m² 
private Grünfläche    ca. 950 m² 
 
In den in der „Abflussermittlung Fläche Bebauungsplan“ zugrunde gelegten Berechnungen wird mit 
einer Freifläche von 1,1585 ha gerechnet und Ared mit 0,5516 ha angegeben.  

 Prüfanmerkung: Die Diskrepanzen zwischen den Werten sind auszuräumen und die flä-
chenbezogenen Angaben nachvollziehbar zu vereinheitlichen. 

 
Das RRB war zum Stand des Vorentwurfes nach den geltenden Regelwerken vordimensioniert, 
allerdings haben sich mittlerweile die geltenden Regelwerke geändert.  

 Prüfanmerkung: Für die weitere Planung und die damit verbundene qualitative und quanti-
tative Bewertung der Einleitung des Regenwassers ist das mittlerweile etablierte Merkblatt 
DWA-A/M 102 mit den entsprechenden Teilen zu verwenden. Die Berechnung der anfallen-
den Niederschlagsmengen sowie des erforderlichen Retentionsvolumens (nach DWA-
A 117) sind auf der aktuellen Datenbasis KOSTRA-DWD 2020 als gültige Version des 
Starkregenkatalogs des Deutschen Wetterdienstes zu wiederholen.  
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Zusätzlich zur festgesetzten zentralen Regenwasserrückhaltung des im gesamten Plangebiet an-
fallenden Niederschlagswassers und dessen gedrosselter Einleitung in die Vorflut wird eine bau-
grundstücksbezogene Regenwasserrückhaltung und -nutzung vorgeschrieben, die in erster Linie 
den Folgen des Klimawandels entgegenwirken soll. Auf jedem Baugrundstück ist hierfür eine Zis-
terne von mindestens 3 m³ Fassungsvermögen zu errichten, die zur Gartenbewässerung zu nutzen 
ist. Dadurch ergeben sich positive Auswirkungen auf Boden, Natur und Landschaft. Eine Nutzung 
der Zisternen zur definierten Regenwasserrückhaltung ist allerdings nicht anrechenbar, weil eine 
kurzzeitige gedrosselte Entleerung nicht gewährleistet ist. 

 Prüfanmerkung: Die auf den Baugrundstücken zu errichtenden Zisternen könnten als Re-
tentionszisternen mit einem Teil Retentionsvolumen ausgeführt werden, um zusätzlich zur 
Brauchwassernutzung in den 3 Sommermonaten auch ganzjährig ein gewisses Maß an 
Regenwasserrückhaltung zu schaffen.  

 
2. Hinweise:  
 
Bei der Planung eines RRB ist der anstehende Grundwasserspiegel zu beachten, das RRB ist ggf. 
gegen Auftrieb zu sichern.  
 
Für die Errichtung von Regenrückhalteanlagen, RRB und Stauraumkanälen hat die Abwasserent-
sorgungspflichtige die wasserrechtliche Genehmigung nach § 55 Sächsisches Wassergesetz 
(SächsWG) mit folgenden Planungsunterlagen zu beantragen: 
 

 Verzeichnis der Antragsunterlagen 

 Beschreibung des Vorhabens mit Angaben zur planerischen Gestaltung der Rückhaltean-
lage 

 Übersichtsplan  

 Grundstücksplan und Grundstücksverzeichnis einschließlich Grundbuchauszug der Abtei-
lungen 1 und 2 des betroffenen Flurstücks, Zustimmungserklärungen bei Betroffenheit von 
Grundstücken Dritter 

 Ergebnisse geotechnischer Untersuchungen 

 Angaben zur Eigenkontrolle 

 Lageplan mit graphischer Darstellung der zu entwässernden Flächen sowie Regenwasser-
zuleitungen und -ableitungen 

 Ermittlung der zu entwässernden Einzugsgebietsflächen sowie der zugehörigen Abflussbei-
werte (Hinweis: Im Fall von Bauleitplänen ist die mögliche Überschreitung der zulässigen 
GRZ gemäß Plan und Baunutzungsverordnung zu berücksichtigen) 

 Berechnung der anfallenden Niederschlagsmengen sowie des erforderlichen Retentionsvo-
lumens (nach DWA-A 117) auf Datenbasis: KOSTRA-DWD 2020  

 Bemaßte Plandarstellungen zur Rückhalteanlage (Quer-und Längsschnitte mit Darstellung 
von Zu- und Ablaufleitung und Drosselorgan) 

 Angaben zum geplanten Drosselorgan (Art, Drosselkurve) sowie Detailzeichnung (ist keine 
geregelte Drossel vorgesehen, sollte der maßgebende Drosselabfluss für die Berechnung 
des Retentionsvolumens als arithmetisches Mittel zwischen dem Abfluss bei Speicherbe-
ginn und Vollfüllung der Rückhalteanlage angesetzt werden) 

 Aussagen zur Gestaltung eines Notüberlaufs und der sich ggf. daraus ergebenden Betrof-
fenheiten oder bei Fehlen des Notüberlaufs Überflutungsnachweis nach DIN 1986-100 un-
abhängig von der Größe der abflusswirksamen Fläche 

 Angaben zur geplanten Einleitstelle bei Einleitung in oberirdische Gewässer 

 Qualitative und quantitative Bewertung des einzuleitenden Regenwassers (maßgebend 
nach DWA-A/M 102) 

 Bei Einleitung in die öffentliche Regenwasserkanalisation: Zustimmung des Kanalbetreibers  

 Überflutungsnachweis nach DIN 1986-100 bei Grundstücken mit abflusswirksamer Fläche 
über 800 m² 
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 Bei vorgesehener Übernahme der Anlage durch Dritte in die Eigentümer-/Betreiberschaft: 
schriftliche Bestätigung der Unterlagen 

 
Die Arbeitsblätter DWA-A 117 und A 118 enthalten wichtige Hinweise zur Bemessung von Regen-
rückhalteräumen und der hydraulischen Bemessung von Entwässerungssystemen. 
Die Merkblätter DWA-M 176 und DWA-M 178 sowie das Arbeitsblatt DWA-A 166 enthalten wichtige 
Vorgaben zur konstruktiven Gestaltung, Betrieb und Ausrüstung von Bauwerken der zentralen Re-
genwasserbehandlung und -rückhaltung.  
Das Arbeitsblatt DWA A138 von 2005 wurde grundlegend überarbeitet und an die Fortschreibung 
verwandter Arbeits- und Merkblätter der DWA (z. B. DWA-A/M 102) angeglichen. Das Arbeitsblatt 
DWA-A 138 -1 - Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser - Teil 1: Planung, Bau, Betrieb 
betrifft die Entwässerungssituation innerhalb von Siedlungsgebieten und gilt für Niederschlagswas-
ser, das aus dem Bereich von befestigten oder bebauten Flächen gesammelt abfließt und gezielt 
in das Boden-Grundwasser-System versickert wird. Der Gelbdruck dieser technischen Regel hierzu 
liegt seit November 2020 vor. Bei weiteren Planungen sind, in Abhängigkeit der Aktualität, die ent-
sprechenden Aspekte zu berücksichtigen. 
 
 
Abfall, Boden und Altlasten 
 
Aus Sicht der unteren Abfall- und Bodenschutzbehörde stehen dem vorgelegten Bebauungsplan-
entwurf keine Einwände mehr entgegen.  
 
Begründung: 
Den Abwägungsergebnissen zu den zu vertretenden Belangen der unteren Abfall- und Boden-
schutzbehörde stehen der Planung keine Bedenken mehr entgegen. Den geäußerten Forderungen 
im Rahmen der 1. Entwurfsbeteiligung wurde hinreichend Rechnung getragen. Die Hinweise sind 
in die textlichen Festsetzungen größtenteils aufgenommen worden. 
 
 
Immobilien- und Baumanagement 
 
Es bestehen angesichts den getroffenen Angaben in den vorgelegten Unterlagen zu den betroffe-
nen Flurstücken seitens der zu vertretenden Belange des Landratsamts aus Sicht des Immobilien- 
und Baumanagements keine Bedenken oder Einwände. 
 
 
Bevölkerungsschutz 
 
Feuerwehrwesen / Brandschutz: 
 
Der Löschwasserbedarf ergibt sich aus Art und Größe der Objekte. Der für den Grundschutz not-
wendige Löschwasserbedarf ist auf Basis der Technischen Regel, Arbeitsblatt W 405 zu ermitteln 
und für Bebauungsplangebiete festzulegen. Durch die örtliche Brandschutzbehörde ist abschlie-
ßend zu bewerten, welche Löschwassermenge mindestens für wirksame Löscharbeiten im ausge-
wiesenen Bebauungsplangebiet vorzuhalten sind. Die örtliche Brandschutzdienststelle ist frühzeitig 
einzubinden.  
 
Bewegungsflächen mit entsprechenden Zufahrten vor allem die Verlängerung des Heimweges in 
den „Privatweg“ ist für die Feuerwehr im Bebauungsplangebiet so anzuordnen, dass alle Gebäude 
weiterhin erreichbar sind. Die örtliche Brandschutzdienststelle ist frühzeitig einzubinden. 
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Rettungswesen: 
 
Es wird vorsorglich darauf hingewiesen, dass bei der Planung von Straßenbaumaßnahmen und 
anderen Maßnahmen (z. B. Erstellung von Hausanschlüssen) die Verkehrsführung betreffend, da-
rauf zu achten ist, dass der Rettungsdienst an seinem Einsatzauftrag nicht behindert wird. Das 
heißt, dass die hinter der geplanten Maßnahme gelegene Bebauung vom Rettungsdienst im Notfall 
immer erreicht werden sollte. 
 
Wenn dies nicht gewährleistet werden kann, ist eine Umleitung für Rettungsdienstfahrzeuge so 
auszuweisen, dass die Verlängerung der Fahrzeit so gering wie möglich gehalten wird. Eine Um-
leitung bedeutet immer eine Verlängerung der Fahrzeit, was zu einer Verschlechterung des Ge-
sundheitszustandes vom Patienten führen kann.  Dies gilt auch, wenn ein Weg zu Fuß zurückgelegt 
werden muss. 
 
Sollte es sich bei der jeweiligen Maßnahme um eine Teil- oder Vollsperrung handeln, so ist uns 
dies rechtzeitig, mindestens jedoch zwei Wochen vor Beginn der Baumaßnahme mitzuteilen. Die 
Sperrung sowie mögliche Umleitungen sind uns in einem übersichtlichen Kartenmaterial zuzusen-
den, aus welchem hervorgeht, wo genau sich die Baumaßnahme/Sperrung sowie die Umleitung 
befinden wird und über welchen Zeitraum sich die Maßnahme (mit Vollsperrung) erstrecken wird. 
 
Im Bereich der Rettungswachen ist jederzeit eine freie Zu-/Abfahrtsmöglichkeit zu gewährleisten. 
Eine Übersicht der Rettungswachen mit dem zuständigen Leistungserbringer erhalten Sie über das 
Geoportal des Landkreises Sächsische Schweiz-Ostergebirge (http://gis.landratsamt-pirna.de/ge-
oportal/) unter dem Fachthema „Gesundheit, Rettungsdienst und Sicherheit“ > „Rettungswachen“. 
Bei notwendigen Sperrungen sind mit dem zuständigen Leistungserbringer sowie dem Träger des 
Rettungsdienstes (Landratsamt Sächsische Schweiz-Osterzgebirge/Referat Rettungswesen) alle 
Maßnahmen im Vorfeld abzustimmen. 
  
Die entsprechenden Unterlagen ebenso wie eventuelle (kurzfristige) Rückfragen, sind bitte an ret-
tungsdienst@landratsamt-pirna.de zu senden. 
 
 
Straßenbau 
 
Der Bebauungsplan berührt mit seinem Geltungsbereich die Kreisstraße (K) 8772 (NK 5049 036 
zwischen ca. Stat. 1,540 (nördlich Einmündung Teichweg) und Stat. 1,690 (nördlich Einmündung 
Heimweg) innerhalb einer straßenrechtlichen Ortsdurchfahrt.  
 
Das Straßenbauamt, Referat Straßenbau nimmt als Straßenbaulastträger der K 8741 wie folgt Stel-
lung. Die Gemeinde hat das Abwägungsergebnis unmittelbar nach Prüfung aller Stellungnahmen 
und noch vor Beschlussfassung dem Straßenbauamt des Landkreises (Funktionsadresse: 
strassenrecht@landratsamt-pirna.de ) mitzuteilen. 
 
1. Planzeichnung: 
 
Der Bebauungsplan umfasst die Flurstücke 140/7, 140/18, 140/20, 140/21, 140/26, 140/27, 140/28, 
140/29, 140/33, 140/34, 140/36, 140/40, 140/41, 140/43, 140/46, 140/47, 140/50 bis 140/61, 
140h,140k und 300/5 der Gemarkung Großsedlitz. 
 
Das ausgesparte Kreissymbol in der Wendeanlage ist bitte plausibel zu erklären bzw. zu erläutern. 
Augenscheinlich ist der erläuternde Text „Pumpwerk“ in dem vorliegenden Dokument „verrutscht“. 
 
 
 

http://gis.landratsamt-pirna.de/geoportal/
http://gis.landratsamt-pirna.de/geoportal/
mailto:rettungsdienst@landratsamt-pirna.de
mailto:rettungsdienst@landratsamt-pirna.de
mailto:strassenrecht@landratsamt-pirna.de
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2. Zu den textlichen Festsetzungen (Planteil B) und Begründung (Planteil C): 
 
2.1 Allgemeines: 
 
Entlang des „Neubauernwegs“ ist bereits Bebauung vorhanden, so dass durch den Bebauungsplan 
keine Veränderungen an der Kreisstraße vorgesehen sind. 
 
Zur Erschließung der Wohnbebauung ist die Nutzung der vorhandenen kommunalen Straßen, 
„Schäferweg“ und „Heimweg“ im Richtungsverkehr und über den weiterführenden „Schäferweg“ im 
Zweirichtungsverkehr vorgesehen. Wir empfehlen für eine bessere Übersichtlichkeit die Darstel-
lung der Einbahnstraßenregelung in der Planzeichnung. Die Anbindungen an den „Neubauernweg“ 
(K 8772) innerhalb der Ortsdurchfahrt sind bereits vorhanden. Die Einrichtung eines Richtungsver-
kehrs „Schäferweg“, Verbindung zwischen „Schäferweg“ und „Heimweg“ (Planstraße) und „Heim-
weg“ wird seitens des Straßenbauamts des Landkreises begrüßt, da somit das gleichzeitige Ein- 
und Ausfahren pro Einmündung bei den vorhandenen engen Straßen mit ungünstigen Sichtver-
hältnissen unterbunden wird. 
 
2.2 Zur Begründung, Pkt. 6.1 Verkehrserschließung: 
 
Seite 10: Im Text erfolgt die Angabe, dass die Richtungsfahrbahn Schäferweg auf ca. 80 m Länge 
mit einer Breite von 3,0 m bis 3,50 m ausgebildet wird. In der Planzeichnung sind in diesem Ab-
schnitt 3,80 m (inklusive Bordanlagen) vermaßt. Hier sind die Breitenangaben zu prüfen. 
Ausgehend von 2 x 0,15 m breiten Bordanlagen beträgt die Fahrbahnbreite durchgängig 3,50 m. 
Wo treffen die 3,00 m Fahrbahnbreite zu? 
 
Im Bebauungsplan sind für das Wohngebiet zwei Stellplätze pro Wohneinheit auf den privaten Bau-
grundstücken vorgesehen. Für Besucher sind einige straßenbegleitende Längsparkplätze vorge-
sehen. Hier handelt es sich ausschließlich um Besucherparkplätze für das Wohngebiet, nicht für 
Besucher des Barockgartens. Dies wird seitens des Straßenbauamts des Landkreises begrüßt, da 
eine zusätzliche Frequentierung des Wohngebietes durch motorisierte Besucher des Barockgar-
tens stärkere Belastungen der Einmündungsbereiche bedeuten würde. 
 
2.3 Vorbehaltsfläche für Fußgängerbereich: 
 
Die vorgesehene fußläufige Verbindung vom Wohngebiet zum Eingang Barockgarten bzw. zur 
Parkstraße und auch die Anordnung eines von der Fahrbahn getrennten Gehweges auf der ge-
samten Länge des Schäferweges sind zu begrüßen.  
 
2.4 Entwässerung: 
 
Die Entwässerung der K 8772 darf nicht beeinträchtigt werden. Durch geeignete Maßnahmen 
(Bordsteinanschlag 3 cm, Muldenrinne o. ä.) ist sicherzustellen, dass anfallendes Oberflächenwas-
ser von der Straße nicht in die Privatgrundstücke bzw. in den „Schäferweg“ und „Heimweg“ gelangt. 
Das Entwässern des Oberflächenwassers vom Privatgrundstück bzw. den kommunalen Anlieger-
straßen auf die K 8772 ist ebenfalls auszuschließen. 
 
2.5 Hausanschlüsse: 
 
Hausanschlussleitungen sind über die kommunalen Anliegerstraßen herzustellen. Aufbrüche in der 
K 8772 sollen vermieden bzw. so gering wie möglich gehalten werden, sofern sich Hauptversor-
gungsleitungen in der K 8772 in diesem Bereich befinden. 
 
Es wird an dieser Stelle vorsorglich darauf hingewiesen, dass die Zustimmung des Straßenbau-
lastträgers Kreisstraßen nicht nach anderen Rechtsvorschriften vorgeschriebene Genehmigungen, 



Landkreis Sächsische Schweiz-Osterzgebirge 
Landratsamt 

  

Seite 12 
 

 

Zustimmungen oder Erlaubnisse anderer Behörden, insbesondere der Straßenverkehrsbehörde 
ersetzt. 
 
 
Verkehrsrecht 
 
Die Planunterlagen sehen vor, zwei Zufahrten auf die Kreisstraße K 8772 anzulegen. 
 
Im Bereich dieser Zufahrten ist entlang des Fahrbahnrandes der Kreisstraße jeweils ein auf 3 cm 
abgesenkter Hochbord anzuordnen. Dies hat den Sinn, die vorfahrtsrechtliche Unterordnung der 
Zufahrten zu regeln, ohne eine zusätzliche Beschilderung anordnen zu müssen. 
 
 
Siedlungshygiene 
 
Eine hygienisch einwandfreie, der Trinkwasserverordnung (TrinkwV 2001 i. d. F. der Bekanntma-
chung vom 10. März 2016 - BGBl. I S. 459 - in der geltenden Fassung) entsprechende Versorgung 
sowie eine normgerechte Abwasserbeseitigung sind auch während der Bauphase zu sichern. 
 
Sollte eine Neuverlegung von Trinkwasserleitungen, auch die für eine eventuelle Notwasserversor-
gung, erforderlich sein, kann (auch abschnittsweise) durch das Gesundheitsamt eine schriftliche 
Freigabe angefordert werden. Eventuell im Planungsgebiet vorhandene dezentrale Trinkwasser-
anlagen (Brunnen) sind zu schützen. 
 
 
Vermessungswesen und Katasterinformation 
 
Der Nachweis, dass die Darstellung der Flurstücksgrenzen und Flurstücksnummern im Bereich des 
Bebauungsplanes dem katastermäßigen Bestand entspricht, ist durch das Vermessungsamt zu 
bestätigen. Die Verfahrensleiste ist entsprechend anzulegen bzw. zu ergänzen. 
 
Es wird vorsorglich darauf hingewiesen, dass gemäß § 6 Sächsisches Vermessungs- und Katas-
tergesetz (SächsVermKatG) Grenz- und Vermessungsmarken besonders geschützt sind. Insbe-
sondere dürfen diese nicht entfernt oder verändert werden. Gefährdete Grenzmarken sollten durch 
einen Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur (ÖbVI) gesichert werden. 
 
Sobald sich eine Änderung der Planunterlagen ergibt, die die Belange des Landratsamts berühren 
können, beteiligen Sie uns bitte erneut. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
M. Otto 
Stabsstellenleiter 
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Entwurf Bebauungsplan GS 0411 "Schäferweg"
Gemarkung Großsedlitz, Gemeinde Heidenau,
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Stellungnahme des Oberbergamtes aIs Träger öffentlicher Belange
202311615

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit ihrem Schreiben vom 20. Oktober 2023 beteiligten Sie das Sächsische
Oberbergamt aIs Träger öffentlicher Belange an oben genanntem Vorhaben.

Das Bauvorhaben ist in einem Gebiet vorgesehen, in dem in der
Vergangenheit bergbauliche Arbeiten durchgeführt wurden. Südlich des
Vorhabens ist uns das Restloch einer alten Kiesgrube bekannt. Im
unmittelbaren Bereich des Bauvorhabens sind jedoch nach den uns
bekannten Unterlagen keine stillgelegten bergbaulichen Anlagen vorhanden,
die Bergschäden oder andere nachteiiige Einwirkungen erwarten iassen.

Hinweis:

Diese Stellungnahme wurde nach aktueller Prüfung der Sachlage und den uns
gegenwärtig vorliegenden Informationen erarbeitet. Sie gibt den derzeitigen
Kenntnisstand des Sächsischen Oberbergamtes wieder und gilt für das
angezeigte Vorhaben/Grundstйck.

Mit freundlichen Grüßen und Glückauf

Carola Dörr
Bürosachbearbeiterin

Dieses Schreiben ist maschinell erstellt und ohne Unterschrift wirksam.

Freistaat

SACH 5EN

\~

~ -

Ihr/e Ansprechpartner!-іп
carola Ddrr

Durchwahl
Telefon: +49 3731 372-3110
Telefax: +49 3731 372-1009

carola.doerr@oba.sachsen.de `

Ihr Zeichen

Ihre Nachricht vom
20.? 0.2023

Aktenzeichen
(bitte bei Antwort angeben)
31-4146/5466/13-2023/30953

Freiberg,
3. November 2023

Hausanschrift:

Sächsisches Oberbergamt
Kiмhgasse 11
09599 Freiberg

Lieferanschrift:
Brennhausgasse 8

09599 Freiberg

www.oba.sachsen.de

Bereitschaftsdienst
außerhalb der Dienstzeiten:
+49 15116133177

Bes ис h sze iten:
nach Vereinbarung

Parkmögiichkeiten fiir
Besucher

können gebuhrenpflichtig auf dem
Untermarkt und im Parkhaus an der
Beethovenstraße genutzt werden

'Informationen zum Zugang für
verschlüsselte / signierle E-Mails!
elektronische Dokumente sowie De-МаіІ
unter http:Hw&w. оа, ѕасhѕеп.dе1258.htм.
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.Leuschel,Heike

Von: .Füssel,Katja

Gesendet: Freitag, 1. Dezember 2023 11:48
An: .Rosin,Sylvia

Betref f : WG: Stellungnahme PR Pirna zum Bebauungsplanverfahren GS 04/1

„Schäferweg" / VS 244157

Von: HeR, Uwe - Polizei, PD-DD <Uwe.Hess@polizei.sachsen.de>

Gesendet: Freitag, 1. Dezember 2023 11:45
An: .Füssel,Katja <katja.fuessel@hгідгnаи.де>
Сс: PoI DD PR PIR - Polizei <pr-pirna.pd-dresden@polizei.sachsen.de>; Fuhrmann, Heiko - Polizei, PD-DD
<Heiko.Fuhrmann@polizei.sachsen.de>
Betreff: Stellungnahme PR Pirna zum Bebauungsplanverfahren GS 04/1 „Schäferweg" / VS 244157

- VS: PDDD-P1R-2051/1226/459-2023/244157

5ehr geehrte Damen und Herren,

zum Bebauungspianverfahren GS 04/1 „Schäferweg" - Entwurf in der 2. Fassung v. 21.08.2023 gibt es seitens des
Polizeirevier Pirna foigende Hinweise.

Zum Fußgängerverkehr ist ein Fußwegbereich von 2,50 geplant.

Die Iichte Breite von Gehwegen setzt sich aus dem Verkehrsraum und den Sicherheitsräumen zusammen. Je nach
vorgesehener Nutzungsart und örtlichen Umständen muss ein neu gebauter Gehweg mindestens zwischen 2,55 т
und breiter sein.
Die Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen geben nicht explizit Sicherheitsräume für Fußgänger vor (Kapite14.7

RA$t) wieder.

Laut RASt sollen aber die Sicherheitsräume für Radverkehrsanlagen sinngemäR auch bei den Sicherheitsräumen für

Fußgänger angewendet werden (Kapitel 4.7 RASt).

Die Sicherheitsräume fiir Radfahrer (Kapitei 4.6 RASt) betragen zum Fahrbahnrand 0,5тт und zu Einfriedungen und
ähnlichen 0,25т.
Der Verkehrsraum zwei sich begegnender Fußgänger beträgt in der Breite 1,80 m (kapitel 4.7 RASt).

Bei zwei sich begegnenden Fußgängern entiang des Fahrbahnrands ergeben sich in Kombination mit verschiedenen

5icherheitsräumen folgende freizuhaltende Iichte Breiten:

Sicherheitsraum vom Fahrbahnrand 0,50т +1,80т Begegnungsbreite + 0,25т zur Einfriedung ergibt insgesamt
2,55 м.

Hierbei ist aber noch nicht die Begegnung mit einem Kinderwagen berücksichtigt.

Der Verkehrsraum eines Fußgängгrs, der einer Person mit Kinderwagen begegnet, beträgt 2,00 m Breite (Kapitel 4.7
RASt). Zuzüglich der bereits oben angeführten Sichгrheitsabstände ergibt sich ein Gehwegbreite von 2,75т.

Außerdem sollten іп die Planung auch gehbehinderte Personen mit einbezogen werden.
Der Verkehrsraum eines Fußgänger5, der einer Person mit Rollstuhl begegnet, bгträgt 2,10 m Breite (Kapitel 4.7
RASt). ZuziJglich der Sicherheitsräume ergibt sich hier eine Gehwegbreite von mindestens 2,85т. Веі
Begegnungsverkehr mit btinden Personen kommen noch 10 ст hinzu.

Weiterhin gilt zu beachten, dass bei Pianung eines Gehweges, im späteren Verlauf kein verkehrsberuhigter Bereich

mehr eingerichtet werden kann.
1
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Веі Wohnstraßen kann nach den ,,Empfehtungen fur Fußgängerverkehrsanlagen" auf die Anlage von Gehwegen
verzichtet werden, wenn das Verkehrsaufkommen in der Spitzenstunde nicht höher aIs 50 Kraftfahrzeuge ist (Kapitel
3.1.2.3 EFA). Neben anderen Voraussetzungen ist ein niveaugleicher Ausbau auf die ganze Straf3enbreite
erforderlich (VwV-StVO zu den Zeichen 325.1 und 325.2).

Іт Bebauungsplan sollte auch festgeschrieben werden, der Pflanzabstand zu Straßen und Gehwegen von mind.
50ст, da immer wieder von Benutzern bemängelt wird, dass der Bewuchs die Benutzung von Straßen und Wegen
behindert. Auch so11 bei der Errichtung von Zäunen ein Mindestabstand von 30-50 ст vom öffentlichen Raum mit
festgeschrieben werden.

In diesem Zusammenhang sind auch die Sichtachsen aus den Ausfahrten der Grundstücken von Anpflanzung oder
Bebauung freizuhalten.

Mit freundlichen Grüßen

Uwe Heß
Polizeihauptkommissar

POLIZEIDIREKTION DRESDEN
Polizeirevier Pirna
Obere Burgstraße 9 / 01796 Pirna
Fiihrungsgruppe/ SB Verkehr
TeL: +49 3501/519-396 l Fax: +49 3501/519-106
еМаіІ: pr-pirna.pd-dresden anpolizei.sachsen.de
Internet: www polizei.sachsen.de

Bitte senden Sie Ihre Nachrichten іттвг ап pr-nirna,nd-dresden(~роІІzei.sachsen.de. Nur somit ist gewäBrlestet dass diese sn den zuständigen sachbearbeiter weitergeleitet werden.
Nachrichten an uwe.hess(Sfpolizei.aachsen,de werden bei Abwesenhej des Sachbeaгxiters nicht bearбeitet,

zugangsbeschrenkungen. тах. 10 Anlagen, Anlagen max 2С МВ, сиг Standarddateiformate
Information zum Zugang für verschldsseltelsignierte E-Mailslelektro^ische Dokumente sowie De-Mai1 uner v,ww.smi.sachsen.deIkontakt htm

Diese E-Mail kdnnte vertrauliche undloder rechtlich geschi]tzte Informationer. enthalten. Wenn Sie nicht де r.chtige Adressat sind oder diese E-Mail irrtumlich erhalten haben, informieren Sie bitte
sofort den Absender und vernichten Sie diese E-MaiI Das unerlaubte Kcpieren sowie die uneriaubte Weitergabe dieser Nachrichl ist nicht gestattet.

П please don't print this e-mail unless you really need to U
Denken Sie an unsere Umwelt und drucken Sie diese Entail b!tte nur im Beda fsfall ausl

Von: katia.fuessei@heidenau-de <katia.fuessel@heidenau.de>
Gesendet: Freitag, 20. Oktober 2023 11:16
An: PoI DD PR PIR - Polizei <pr-pirna.pd-dresdenCa@polizei.sachsen.de>

Betreff: WG: Bebauungsplanverfahren GS 04/1 „Schäferweg"

Sehr geehrte Damen und Herren,

anbei erhalten Sie das Schreiben zur Beteiligung im Bebauungsplanverfahren GS 0411 „Schäferweg" -
Entwurf in der 2. Fassung v. 21.08.2023.

Die Unterlagen stehen Ihnen auf der Website der Stadt Heidenau unter: Aktuelle Mitteilungen des
Bauamtes / Stadt Heidenau ab dem 23.10.2023 zum Download zur Verfügung.

Sollten Sie die Unteriagen in Papierform benötigen, teilen Sie dies dem Planungsbüro Schubert, Frau
Schreiber (ТеІ.: 03528/ 419614 oder per Emait: Sabine.Schreiber(a pb-schubert.de) bis zum 30.10.2023
mit.
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Für inhaltiiche Rїickfragen steht Ihnen Frau Rosin gern zur VerFügung.

Mit freundlichen Grüßen

Katja Füssel
Sekretariat Bauamt

Stadt Heidenau
Postanschrift: Dresdner Str. 47
Besucheranschrift: von-Stephan-Str. 4
01809 Heidenau

ТеІ.: 03529/571-451
Fax: 03529/571-1 1-45 1
Е-МаіІ: katja.fuesselCa~heidenau.de
(kein Zugang fUr eiektronisch signierte sowie fiir verschliisselte elektronische Dokumente)
Internet: www.heidenau.de

Hinweis zu Dateianhängen:
АІІе ein- und ausgehenden E-Mails werden von der Stadt Heidenau auf Viren uberprüft. Aus Sicherheitsgründen werden
bestimmte Dateianhänge nicht direkt an den Empfänger weitergeleitet, sondern isoliert.
Dazu gehören geschutzte Dateien (Passwortschutz, Verschlusselung, ...), potentiell gefährliche Dateien (*.zip, *.exe, *.сот,
*.vbs, ...) sowie aIIe Dateien іт alten Format des Microsoft Office-Paketes (*.doc, ".xis, ...).
Bitte schicken Sie uns deshalb nach Möglichkeit nichtkomprimierte, unverschfüsselte und passwortfreie Dateianhänge,
vorzugsweise in den Dateiformaten *.pdf, *.docx und ".xlsx.
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